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SCHLESWIG-HOLSTEIN

Der Mensch steht im Mittelpunkt.

Schleswig-Holstein weiterdenken
Positionen für eine bessere Politik in Schleswig-Holstein

1. Der Mensch steht im Mittelpunkt

Eine Gesellschaft bedarf Werte und Normen. Politische 
Entscheidungen und politisches Handeln sind daran zu 
orientieren. Unverzichtbare Leitlinien sind:

• Die Würde des Menschen ist unantastbar.

• Toleranz im politischen Dialog.

• Der Mensch ist wichtiger als die Sache. 

• Arbeit hat Vorrang vor dem Kapital.

2. Wirtschaft, Arbeitsplätze / Vom Lohn 
muss man leben können 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer tragen gemeinsam zum 
wirtschaftlichen Wachstum bei. Soziale Marktwirt-
schaft ist auch Sozialpartnerschaft und Soziale Balance.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer erwirtschaften mit ihrer 
Arbeitsleistung wirtschaftliches Wachstum. Die Teilha-
be möglichst aller Arbeitswilligen am Arbeitsleben ist 
von besonderer Bedeutung für eine gerechte und funk-
tionierende Gesellschaft. 

Seit 2005 ist die Zahl der Arbeitslosen in etwa halbiert 
worden. Neben der Sicherung dieses bedeutsamen Er-
folges müssen mehr Perspektiven und stabile Arbeits-
plätze für jene in den Mittelpunkt rücken, die auf dem 
Arbeitsmarkt bislang keine oder keine allein ausrei-
chende Grundlage für den Einkommenserwerb gefun-
den haben.

Arbeit aus einer Vollzeit-Arbeitsstelle muss so entlohnt 
werden, dass davon eine Familie ernährt werden kann. 
Dies gehört zum Gebot der Würde von Arbeit. Der Min-
destlohn hilft zur Verwirklichung dieses Zieles. Die Ta-
rifautonomie hat im Grundsatz Vorrang vor staatlichen 

Zur Landtagswahl Mai 2012 hat die CDA Schleswig-Holstein inhaltliche Aussagen getroffen.  

Sie hat diese seinerzeit unter dem Titel „Unser Land braucht Zukunft“ veröffentlicht. Einzelne 

Aspekte und Anträge wurden auf dem Landesparteitag 2012 in Husum diskutiert. 

Landesvorstand und Kreisvorsitzende der CDA Schleswig-Holstein haben auf ihrer Sitzung am 

13. August 2014 in Neumünster das Programm überarbeitet und aktualisiert, um zum Thema 

„Schleswig-Holstein weiterdenken“ (Landtagswahl 2017) einen ersten Beitrag anzubieten und 

zur Diskussion zu stellen. Es ist am 18. August 2014 dem CDU-Landesvorstand als Antrag zum 

Landesparteitag am 15. November 2014 übermittelt worden. Kritik, Ergänzungen und Anregun-

gen sind willkommen. Selbstverständlich stehen wir auch zum Gespräch gern zur Verfügung.
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Regelungen. Mindest- und Niedriglohn-Arbeitsverhält-
nisse müssen weiter kritisch begleitet und ggfalls. über-
prüft werden.

Wir setzen uns für die Reduzierung von befristeten Be-
schäftigungsverhältnissen ein. Das Regel-Arbeitsver-
hältnis soll ein unbefristetes sein. 

3. Soziale Hilfe dort, wo sie wirklich  
benötigt wird / Junge Familien stärken

Vielen Menschen geht es gut. Bei anderen gibt es Ver-
unsicherungen und Sorgen - um den Arbeitsplatz, um 
die wirklich Schwachen, um das Leben im Alter, um die 
Absicherung gesundheitlicher Risiken.

Rund 100 000 Menschen sind in Schleswig-Holstein von 
privater Insolvenz betroffen. Jedes 7. Kind erlebt sein 
Heranwachsen unter Armutsbedingungen. Sie bedür-
fen der besonderen Aufmerksamkeit, Begleitung  und 
Unterstützung.

Die soziale Balance in einer Gesellschaft ist Grundlage 
für Gerechtigkeit und sozialen Frieden. Wer in Not ist, 
darf deshalb nicht neben der Gesellschaft stehen.

Alle Menschen sollen am gesellschaftlichen Leben 
teilhaben können. Staatliche Hilfe erfolgt dort, wo die 
eigene Leistungsfähigkeit für ein menschenwürdiges 

Leben nicht reicht. Soziale Leistungen unterliegen aber 
auch dem Gebot eigenverantwortlichen Handelns, wo 
dies möglich ist und zumutbar gefordert werden kann. 

Jüngere Menschen wollen zunehmend nicht nur Kar-
riere, sondern auch persönliche Zufriedenheit und Le-
bensverwirklichung. Unbefristete Verträge im Arbeits-
 !"!#$ %#&$ "!'%()*+!$ ,)*+!'+!)-!#$ .)#&$ /%*+$ &!.+/ "$
wichtig, um in die Familienphase eintreten zu können. 
Kinder sind uns wichtig - weil wir sie lieben, aber auch, 
weil unsere Zukunft mit von ihnen abhängt.

Elternzeiten dürfen für Arbeitnehmerinnen bzw. Ar-
"!)-#!+0!'$1!)#!$"!'%()*+!#$2/*+-!) !$0)-$ .)*+$"')#-
gen.  Die Betreuungsmöglichkeiten für Kinder haben 
sich erfreulich gesteigert. Mehr Betriebskindergärten 
sollten eingerichtet werden.

Sozial- und Gesundheitslehre sollte ein fester Bestand-
teil des Schulunterrichts sein. Im Kindesalter beginnen-
&!$ .34)/ !$ %#&$ 5!.%#&+!)- )*+!$ 6!74)-!$ .)#&$ 8)! 9/*+$
+:%75$&)!$;'./*+!$ 9<'$&/'/%.$ '!.% -)!'!#&!$='3" !0!$
im Sozial- und Lernverhalten. 

Wo Kindeswohl in Gefahr ist, sind alle gefordert, mit 
wachen Blicken und ggfalls. durch staatliche Interven-
tion bzw. Beauftragte tätig zu werden. Seelischen und 
körperlichen Verletzungen von Kindern ist von Anfang 
an energisch zu begegnen.

4. Die Arbeitswelt auch altersgerecht  
gestalten

>.$ 0%..$ !)#!$ "!'%()*+!$ ?!"!#.@ /#%#5$ 0A5 )*+$ .!)#B$
die es erlaubt, auch im höheren Lebensalter einen den 
Fähigkeiten und Möglichkeiten entsprechenden Ar-
"!)-.@ /-4$ 4%$ 7#&!#C$ D'"!)-#!+0!'$ %#&$ D'"!)-5!"!'$
.3  !#$(!E)" !'$!#-.*+!)&!#$1A##!#B$/%*+$ F!#.!)-.$&!'$
gesetzlichen Altersgrenzen arbeiten zu können.

Mit einer Verlängerung der Lebensarbeitszeit sollte 
einhergehen, dass mehr Arbeitsplätze zur Verfügung 
.-!+!#B$ &)!$ /%9$ &)!$ .@!4)7.*+!#$ G!&<'9#)..!$ : -!'!'$
Menschen zugeschnitten sind. Altersgerechte Gestal-
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tung der Arbeitswelt begünstigt die volle Nutzung des 
Leistungspotentials der Menschen während des gesam-
ten Arbeitslebens, die bessere Erhaltung der Gesund-
heit, die Erhöhung der Zufriedenheit durch Vermeidung 
von Über- und Unterforderung und reduziert das vor-
zeitige Ausscheiden aus dem Arbeitsleben. Lebensal-
terszeitkonten sind ein geeignetes Instrumentarium. 
6/$&)!$!)#4! #!#$G!-')!"!$+:%75$.3$ .@!4)/ ).)!'-$ .)#&B$
dass Arbeitsplätze für alle Mitarbeiter nicht in geeigne-
ter Form angeboten werden können, sind hier gegebe-
nenfalls überbetriebliche Ansätze zu entwickeln.

5. Leben mit dem Älterwerden / Heraus-
 !"#$"%&'()*$'$(

Unsere Gesellschaft verändert sich, die Menschen wer-
&!#$: -!'B$&)!$H!'.3'5%#5$83#$=(!5!"!&<'9-)5!#$&%'*+$
&)!$I/0) )!$).-$+:%75$.*+J)!')5C$>.$"!&/'9$J!)-!'!'$K) -
9!#$ 9<'$ =(!5!"!&<'9-)5!$ %#&$ &!'!#$ D#5!+A')5!C$ 6)!$
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verbesserungen ab 2015 einen guten Schritt vollzogen.

Altersdemenz steigt deutlich an. Deren besondere An-
forderungen bedürfen einer entsprechenden Berück-
sichtigung auf der Leistungsseite. Neue Wohnformen 
zwischen ambulant und stationär müssen entwickelt 
und gefördert werden.

Prävention und Rehabilitation benötigen eine brei-
te Unterstützung und Förderung. Mit der Umsetzung 
!)#!.$ #!%!#$ =(!5!"!5')99!.$  /..!#$ .)*+$ @!'.A# )*+!#$
Bedürfnisse der Betroffenen besser abbilden. Unsere 
L!.!  .*+/9-$0%..$.)*+$)#-!#.)8!'$0)-$&!'$=(!5!$/%.!)#-
andersetzen. Nicht immer werden Bedeutung, Notwen-
digkeit und Wert hinreichend gewürdigt.

Das Thema geht uns aber alle an und berührt früher 
3&!'$.@:-!'$!)#!#$5'3M!#$N!) $&!'$G!8A 1!'%#5C$=(!5!$
ist und bleibt ein Thema in Generationen-Verantwor-
tung. Sie ist und bleibt aber auch eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe.

Ältere Menschen sollten möglichst lange in ihrem ver-
trauten Wohnbereich leben können, sofern sie dies 
wünschen. Im Wohnungsbau sollten Wohnformen, die 
dies ermöglichen, stärker gefördert werden.

;0$!)#!$+A*+.-0A5 )*+!$O%/ )-:-$ )#$&!'$=(!5!$4%$!'-
'!)*+!#B$0<..!#$&)!$=(!5!"!'%9!$J!)-!'!#-J)*1! -$%#&$
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in der Regel nur gewonnen und in ihrem Beruf gehalten 
J!'&!#B$J!##$!)#!$5%-!$>#- 3+#%#5$!'93 5-C$=(!5!"!-
-'!%%#5$!'93'&!'-$P%/ )74)!'-!$Q':9-!C$6)!$O%3-!$/%.5!-
bildeter Fachkräfte sollte höher als 50 % sein.

Aber auch Menschen, die vor allem durch Zuwendung 
%#&$@'/1-).*+!$I:+)51!)-!#$)+'!$>)5#%#5$9<'$&)!$=(!5!$

unter Beweis gestellt haben, muss der Zugang zu dem 
Beruf offen stehen.

6)!$R/+ $&!'$D%.") &%#5.@ :-4!$)#$&!'$=(!5!$0%..$"!-
darfsgerecht sein. Daran müssen sich die Förderungen 
3')!#-)!'!#C$=(!5!SD%.") &%#5$0%..$&!#$5 !)*+!#$,-! -
lenwert wie andere Ausbildungsberufe haben.

6. Kinder und Jugendliche fördern – 
Grundfertigkeiten sind wichtig

Förderung und Fürsorge für Kinder und Jugendliche ist 
> -!'#'!*+-$%#&$S@()*+-B$!'93'&!'-$/"!'$/%*+$&)!$;#-!'-
stützung von Erziehern, Lehrkräften, Bildungsträgern, 
Land, Kreisen, Städten und Gemeinden. Sie muss vom 
Kindergarten bis zur Ausbildung oder zum Studium ein-
bezogen werden.

Gute Startchancen für alle Kinder sind keine Wohltätig-
keit des Staates, sondern ein Gebot der Gerechtigkeit. 
Diskutiert werden sollte, Kindergeld und Betreuungs-
geld (oder Teile) direkt Kindertagesstätten und Schulen 
zur Verfügung zu stellen. Dies würde auch die Finan-
zierbarkeit dort sinnvoller und notwendiger Leistungen 
(z.B. individuelle Betreuung, Schulsozialarbeit) erleich-
tern.

Wichtig sind uns:

• Ausbildungsfähigkeit muss in der Schule geleistet 
werden. Wer die Schule verlässt, muss die Grundfertig-
keiten, die ein Beruf fordert, erlernt haben.

• Positives Verhalten von Jugendlichen muss in der Re-
gel in den Blickpunkt gestellt werden. Negatives Ver-
halten bedarf der angemessenen Korrektur.

T$ >)#!$5%-!$G) &%#5$).-$0!).-$&)!$G/.).$"!'%()*+!'$>#--
wicklung. Investitionen in Bildung sind Zukunftsinves-
titionen. Bildung darf nicht vom Einkommen der Eltern 
abhängen.

7. Schulen brauchen Ruhe und Planungs-
sicherheit  

Schulen in Schleswig-Holstein brauchen mehr Ruhe 
und Planungssicherheit. Die Verunsicherungen von 
Eltern, Schülern und Lehrern (Beispiele G8/G9, Novel-
lierungen von Prüfungsverordnungen im 2-Jahres-Takt) 
müssen ein Ende haben.

Durch Strukturveränderungen erreicht man noch kei-
nen PISA-Spitzenplatz. Andere Entwicklungsschritte 
sind notwendig.

• Verzahnung der Bildungssysteme: Wir setzen uns 
weiter dafür ein, dass das Bildungsniveau in Deutsch-
land angehoben, angeglichen wird und insbesondere 
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Prüfungen bundeseinheitlichen Standard erhalten. Die 
Förderung des dualen Bildungssystems steht im Blick-
punkt. Bildung muss auf das Leben vorbereiten, da Bil-
dung auch als Basis der Lebensverwirklichung anzuse-
hen ist.

• Die Schul-Realität erfordert, den Planstellen-Abbau 
weniger weitreichend vorzunehmen. Wir erinnern an 
den diesbezüglichen CDA-Antrag bereits auf dem Lan-
desparteitag in Husum vor der Landtagswahl 2012.

• Ehrliche Analyse des Stundenausfalls - die viel ge-
priesene Statistik, nach der unter 3% der Unterrichts-
stunden ausfallen, ist nicht die Realität.

• Die Idee der Inklusion kann von den Schulen nur 
dann umgesetzt werden, wenn die Gesellschaft bereit 
ist, Inklusion auch zu bezahlen. Das bedeutet, dass die 
Differenzierungsstunden, die z. T. gekürzt worden sind, 
unbedingt an die Schulen zurückgegeben werden müs-
sen. Verbindliche Doppelbesetzungen für Integrations-
klassen müssen gewährleistet sein, sonst gibt es nur 
Verlierer - die Schwachen und die Starken, denen die 
Lehrkraft nicht gerecht werden kann.

• Wir benötigen differenzierte Schulangebote, die den 
Fähigkeiten und dem Leistungsvermögen der Schüle-
rinnen und Schüler am besten entgegenkommen. Die 
an sie gestellten Herausforderungen müssen sich darin 
widerspiegeln.

• Den von der jetzigen Landesregierung bereits einge-
schlagenen Weg zur Einheitsschule und zum Einheits-
lehrer lehnen wir ab. Der Erhalt der Gymnasien ist uns 
wichtig.

• Im Grundschulbereich ist Ortsnähe besonders wich-
tig. Wir werden die Schließung kleiner Schulen nicht nur 
kritisch hinterfragen, sondern ggfalls. auch rückgängig 
machen.

• Schulen in freier Trägerschaft sind in gleicher Weise 
wie das Regelschulsystem zu unterstützen. Bürokratische 
Hindernisse und Wartezeiten sind weiter abzubauen.

• Lehrpläne sind zu entschlacken. Schule hat nicht die 
Aufgabe, Inhalte eines Studiums oder einer Ausbildung 
vorwegzunehmen, sondern den Schüler/innen diese 
Möglichkeiten zu eröffnen.

T$ 6)!$ K!'1%#9-$ %#&$ &!'$ 7#/#4)!  !$ K)#-!'5'%#&$ &!'$
Studierenden darf nicht dazu führen, dass der enge 
zeitliche Rahmen der neuen Studiengänge nicht oder 
kaum  eingehalten werden kann.

8. Sicherheit der Bürger ist zentrale Auf-
gabe des Staates

Innere Sicherheit ist eine zentrale Aufgabe des Staates 
und muss den Bürgern bestmöglichen Schutz geben. 
Der Staat hat aber auch gegenüber seinen Polizeibeam-
-!#$!)#!$"!.3#&!'!$9<'.3'5 )*+!$H!'@()*+-%#5C$;#.!'!$
Leitlinie sind verlässliche Perspektiven in der Dienst-
postengestaltung mit einer Basisbewertung in den Be-
soldungsgruppen A 7 - A 11.

T$ L!'/&!$)#$7#/#4)!  $.*+J)!')5!#$R!)-!#B$/"!'$/%*+$)0$
Grundsatz gilt: Nicht alle Polizei-Einsätze können kos-
tenfrei sein. Polizei-Kosten bei bezahlten Veranstaltun-
5!#$J)!$='37SI%M"/  .@)! !#$.)#&$&!#$H!'/#.-/ -!'#$)#$
Rechnung zu stellen. Das gilt bei Polizeieinsätzen schon 
jetzt. Es kann nicht länger angehen, dass gerade die-
F!#)5!#$&/83#$/%.5!#300!#$J!'&!#B$&)!$ )#$7#/#4)!  $
lukrativen Branchen wie dem Fußball-Bundesliga-Pro-
7SL!.*+:9-$-:-)5$.)#&C

• In Schleswig-Holstein ist eine 2. Polizei-Einsatzhun-
dertschaft notwendig. Der Bedarf ist durch eine Viel-
zahl von Einsatznotwendigkeiten gegeben. Schon jetzt 
besteht sie faktisch, geht aber zu Lasten der Präsenz in 
den Polizei-Stationen vor Ort, weil von dort die Beam-
ten für weitere Hundertschaften abzustellen sind. Das 
Land muss die vom Bund vorgegebenen Voraussetzun-
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des Bundes für die Bereitschaftspolizei in Anspruch 
nimmt.

• Die Ausstattung der Polizei muss mit den Anforde-
rungen an ihre Arbeit einhergehen. Bei der Sicherheit 
darf nicht gespart werden. Die Präsenz der Polizei in 
der Fläche und in den Stadtteilen darf nicht geschwächt 
werden. 

• Die Bearbeitung von „einfachen“ Deliktsanzeigen 
muss weiter durch Polizei und Kripo erfolgen. Die meist 
(selbstverständliche) Einstellung von Verfahren wie 
Diebstählen und Einbrüchen nehmen wir nicht weiter 
hin. 

• Das von der CDU-Landtagsfraktion im Juni 2011 
verabschiedete 10-Punkte-Programm im Umgang mit 
jugendlichen Intensiv- und Gewalttätern ist umzuset-
zen. Dazu zählen: Strafe muss schnell erfolgen, konzep-
tionelle Grundsätze sind Prävention und Sanktion, Ju-
gendarrest, das Erwachsenenstrafrecht darf bei 18 – 21 
Jährigen nicht die Ausnahme sein. 

• Der Kampf gegen die Organisierte Kriminalität (OK) 
muss verstärkt werden. Dies könnte auch eine Aufgabe 
des Verfassungsschutzes sein.

9. Finanzen – Verantwortung für die Ge-
nerationen 

Schleswig-Holstein ist mit der Einführung der Schul-
denbremse seiner aktuellen, aber auch seiner Genera-
tionen-Verantwortung gerecht geworden.

Zur Diskussion um die Generationen-Verantwortung 
gehört allerdings auch, dass noch nie so hohe Unter-
stützungen/Förderungen für Kindertagesstätten, Schu-
len, Ausbildung und andere Hilfen wie in dieser Zeit 
geleistet wurden.

Schuldenbremse darf aber auch nicht bedeuten, poli-
tische Gestaltungsdiskussionen gar nicht erst mehr zu 
führen. Dies gilt besonders auch im kommunalen Be-
reich.

Dazu zählen die Kosten für Verwaltungsarbeit, aber 
auch die Fragestellung, wo gesetzliche Regelungen, Er-
lasse, Satzungen u. a. wirklich notwendig sind. Zu star-
ke Bürokratie kann in unterschiedlichen Ursachen be-
gründet sein. Diese herauszuarbeiten und in konkretes 
Handeln mit dem Ziel von Veränderungen zu bringen, 
ist eine künftige Aufgabe.

Im Wohnungsbau wird immer deutlicher, dass sozial 
%#&$ 9'!)$7#/#4)!'-!'$U3+#%#5."/%$%#-!'$8!'5 !)*+"/-
ren Rahmenbedingungen immer weniger differieren. 

Dies auch, weil die Nebenkosten ein für Mieter wie 
Vermieter immer wichtigerer Faktor geworden sind. 
Hinsichtlich der Bereitstellung öffentlicher Mittel sind 
daraus Folgerungen zu ziehen.

Die Finanz- und Bankenkrise hat gezeigt, dass auch hier 
der Mensch wieder mehr im Mittelpunkt stehen muss. 
Es ist nicht Aufgabe des Staates, für fehlgeschlagene 
Spekulationsgeschäfte von Banken und Sparkassen ein-
zustehen.

10. Zukunftsorientierte Energiepolitik

Die Energiekosten der kommenden Jahre werden eine 
Herausforderung für die Unternehmen und Privat-
haushalte bleiben. Die Energiepolitik hat  sich an den 
Eckpfeilern von Energie zu bezahlbaren Preisen, ein 
Höchstmaß an Einsatz neuester technologischer Mög-
lichkeiten, sowie eine hochgradig Ressourcen scho-
nende Nutzung zu orientieren. Gewinnorientierung ist 
nicht das alleinige Gebot. Umwelt und Natur müssen 
möglichst weitgehend mit der Energiepolitik in Ein-
klang stehen. 

• Ausbau der Müllverbrennung, technologische Ent-
wicklung und Förderung der Erdwärme, Solartechnik 
und Wasserkraft.

T$ U!)-!'!#-J)*1 %#5$ !974)!#-!'$ >)# /5!'%#5..V.-!-
me und Speichertechnologien, um Erzeugung und 
Verbrauch besser aufeinander abzustimmen. Hier-
zu gehören beispielsweise Pumpspeicherwerke oder 
Hydridspeicher.

•   Dezentraler Ausbau erneuerbarer Energieträger.

•  Nachwachsende Energieträger dürfen nicht Vorrang 
vor der Verwendung als Nahrungsmittel haben (Getrei-
de, Rapsöl).

T$ >974)!#4$&!'$U)#&!#!'5)!$.-!)5!'#$WX!@3J!')#5Y$%#&$
bedarfsgerechte Nutzung durch Speichersysteme er-
möglichen.

• Bessere Anpassung von Produktionsprozessen und 
auch privater Nutzung an temporäre Stromerzeugung.

• Entwicklung und Verbesserung von Energiespar-
technologien (z.B. Standby-Verbrauch minimieren, 
Glühlampen ersetzen).

• Kommunen sollen Möglichkeiten und ihre führende 
Rolle einer ergänzenden dezentralen Versorgung aus-
schöpfen (Fernwärme, Blockheizkraftwerke mit Kraft- 
Wärmekopplung). 

• Der Energieverbrauch der Autos soll durch einen 
@'/E).#/+!#$H!'"'/%*+..-/#&/'&$-'/#.@/'!#-$5!0/*+-$
werden. Eine CO2-Steuer ist als erster Schritt begrü-
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ßenswert, greift jedoch zu kurz. Langfristig sollte eine 
>#!'5)!!974)!#4.-!%!'$/#5!.-'!"-$J!'&!#B$&)!$4%0$G!)-
spiel auch den Wirkungsgrad berücksichtigt.

T$ 6)!$ D%.J!).%#5$ 83#$ ZB[$ ='34!#-$ &!'$ ?/#&!.(:*+!$
für erneuerbare Energien schon 2010 im Rahmen der 
Ausweisung des bis 2025 geltenden neuen Landesent-
wicklungsplanes war und bleibt richtungweisend. Dies 
ist ein vernünftiger Kompromiss zwischen Energiean-
forderungen und dem Landschafts- und Naturschutz. 

 
11. Die Rechte der Bürger stärken

Die Rechte der Bürger gegenüber Regierung und Ver-
waltungen sind zu erweitern. Die Bürger sind der Sou-
verän. Für sein Recht streiten zu können, sollte zum Bei-
spiel auch ohne größeren Kostenaufwand möglich sein.

• In den Verwaltungen sollte ein Bürger-Controlling 
geschaffen werden. Vertreter aus Parlament und Regie-
rung sollten Anliegen in einer gemeinsamen Kommis-
sion beraten können. Die jeweiligen Verantwortlichkei-
ten bleiben unberührt.

• Verwaltungsbescheide sind in einer verständlichen 
Sprache zu erteilen. Der Abbau von Bürokratie und die 
Stärkung von Rechten der Bürger muss zunächst bei der 
Vielzahl der Vorschriften ansetzen, da dort Bürokratie 
entsteht.

• Bürger sollten die Möglichkeit haben, einfache Steu-
ererklärungen direkt im Finanzamt abgeben und so-
gleich erledigen zu können.

• Zeitiges Eingehen auf berechtigte Anliegen kann Ver-
waltungsarbeit vermeiden. In Ministerien und Behör-
den sollte ein Mitarbeiter direkt für Bürger ansprechbar 
sein.

• In Unterlagen des Verfassungsschutzes, der Polizei 
und Staatsanwaltschaft sollten Parlamentarier Ein-
sichtsrechte haben.

12. Das Ehrenamt stärken, nicht schwächen 

Die Unterstützung und positive Begleitung des Ehren-
amtes sind von großer  Bedeutung. Ehrenamt trägt ge-
wichtig dazu bei, den Staat zu entlasten. Es ist nicht nur 
durch anerkennende Worte und Urkunden zu belohnen.

In den steuerlichen Handhabungen für ehrenamtlich 
Tätige muss es Veränderungen geben. Sie sind zu kom-
pliziert geworden. Aufwandsentschädigungen sind kein 
Lohn oder Einkommen. Sie sind auch kein Motiv für eh-
renamtliches Engagement, aber ihre Größenordnung 
muss angemessen sein. 

Es ist zu prüfen, ob und in welcher Höhe ehrenamtliche 
Tätigkeit bei der Berechnung der Altersbezüge Berück-
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Notwendig ist der Abbau bürokratischer Hemmnis-
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müssen beispielsweise auch bei der Bewältigung von 
Rechtsfragen entlastet werden. 

13. Transparenz und mehr Aktualität för-
dern politische Akzeptanz

Politisches Handeln bedarf der Transparenz, weil dies 
sonst zu Lasten der Glaubwürdigkeit geht. Möglichen 
Interessenskollisionen ist zu begegnen. Nach einer 
Tätigkeit in Regierung oder Parlament sollte für einen 
Zeitraum von drei Jahren in allen Bereichen eine Tä-
tigkeit untersagt sein, zu denen zuvor Arbeitskontakte 
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führen.

Beiträge im Landtag sind in der Regel frei, also anhand 
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dass sie abgelesen werden. Dies sorgt für Langeweile. 

Zwischen den jeweils dreitägigen Plenarberatungen 
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wäre aktueller, er wäre attraktiver.

Auf der Tagesordnung stehende Punkte sollten in der 
dafür vorgesehenen Sitzung abgearbeitet werden. Das 
„Schieben“ führt zu Frust und Aktualitäts-Verlusten. 
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und ansprechend, aber auch sehr lang. Viele Bürger be-
kommen davon kaum oder wenig Kenntnis. Durch eine 
Kurzfassung würde dieses erleichtert. 

CDA-Landesverband Schleswig-Holstein

Werner Kalinka; Werner Weiss; Holger Diehr; Dr. Andreas 
Ellendt; Hiltraud Ritter; Rainer Horn; Melanie Meisen-
bach; Jürgen Lamp; Hans Walter Henningsen; Maik Neu-
bacher; Thorsten Borchers; Anton Josov; Karl Heinrich Sen-
ckel; Christian Pagel; Helga Jessen; Hans-Helmut Lucht; 
Heinzjörg Kretzschmann; Volker Nehrhoff; Konrad Schlüter.
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Die Bildungspolitik der Regierung Albig ist stark ver-
wurzelt in der Tradition sozialdemokratischer Ideolo-
gien in Schleswig-Holstein. Es ist wenig überraschend, 
dass die SPD, assistiert von GRÜNEN und SSW, ihre 
zum Teil über 30 Jahre alten Ideen und Konzepte gerade 
jetzt so konsequent umsetzen.

Im Gegensatz dazu führte die Bildungspolitik innerhalb 
der CDU seit 1987 ein eher stiefmütterliches Dasein 
bis in die jüngste Zeit. Allzu oft wurden Entscheidun-
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getroffen. Dazu zählen beispielsweise die Einführung 
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auch die Streichung von Lehrerstellen in der Endphase 
von Schwarz-Gelb. Schließlich wurde die CDU für die 
unglücklich kommunizierte Politik von Minister Klug 
voll verantwortlich gemacht. Klug wird vor allem we-
gen der Erhöhung der Lehrerarbeitszeit und des G8/
G9-Durcheinanders in Erinnerung bleiben.

Die CDU hat es allerdings der SPD schon während der 
Großen Koalition von 2005-2009 nicht gerade schwer 
gemacht. Die auch auf dem Feld der Bildungspolitik 
spürbare Stagnation der Simonis-Zeit wurde nicht 
durch Übernahme des Bildungsressorts durch die CDU 
beendet, sondern führte im Gegenteil in der Fortfüh-
rung durch die Ministerin Erdsiek-Rave sogar zu einer 
fatalen und heute sichtbar falschen Weichenstellung. 
Gradezu grotesk war in diesem Zusammenhang auch 
der Ressortzuschnitt „Bildung und Frauen“.
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te Abschaffung der besonders in Schleswig-Holstein 
erfolgreichen Realschule zugunsten der ungeliebten 
Regionalschule – bei gleichzeitiger Absegnung der Ge-
meinschaftsschule – darf getrost als einer der schwer- 
sten politischen Fehler der CDU betrachtet werden. Die 
Hoffnung, der SPD so den Fortbestand des Gymnasiums 
abzuringen, hat sich spätestens 2013 in Luft aufgelöst.

Die „to do-Liste“ der Regierung in Sachen Bildung 
wird seit ihrem Antritt vor 2 Jahren zielorientiert um-
gesetzt. Zu Beginn stand, wie bei jeder Inszenierung 
der Albig-Administration, der Dialog. Hier in Form 
einer „Bildungskonferenz“, die „aufgrund der regie-
rungsfreundlichen Auswahl der Teilnehmer“ grünes 
Licht für die sogenannten Reformen gab und auch 
nach zwei Jahren als eine Art Persilschein in Sachen 
Bildung hervorgeholt wird. Dialog gibt es aber bei 

dieser Landesregierung nur, wenn es nach ihrem Wil-
len verläuft. Wenn die versammelte Fachwelt, wie im 
Fall des Lehrkräftebildungsgesetzes, eine andere Mei-
nung vertritt, wird von oben durchregiert. Die Abschaf-
fung des Gymnasiallehrers und Schaffung eines Ein-
heitslehrers entzieht mittelfristig dem Gymnasium 
die entscheidende pädagogisch-fachliche Grundlage. 
Dass die Gymnasien nicht mehr zu G9 oder dem an sich 
guten Y-Modell zurückkehren dürfen, um mit den Ge-
meinschaftsschulen zu konkurrieren, wird sich als ein 
weiteres Handicap erweisen.

Schaffen von Fakten ist die Devise, auch wenn mitunter 
handwerkliche Fehler zugegeben werden. Das soll Ein-
sicht zeigen, ist aber politisches Kalkül. Die Einrichtung 
von Minioberstufen, der Einheitslehrer, Schaffung 
von teuren Doppelstrukturen in Flensburg und Kiel, 
Abschaffung von Grundschulnoten, Schulartemp-
fehlungen und Religionsunterricht, werden nur sehr 
schwer wieder rückgängig gemacht werden können. 
Daher gelten ein paar handwerkliche Ungereimtheiten 
nur als „mit in Kauf“ zu nehmende „Schäden“, die dem 
Ziel der Unumkehrbarkeit der derzeitigen Veränderun-
gen untergeordnet werden.

Beim Thema Inklusion bleibt die Regierung wieder 
gewohnt vage. Viele Einzelmaßnahmen und die Ein-
führung von Schulassistenten zeugen nicht gerade von 
einem durchdachten Konzept. Zumal bis heute nicht 
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muss. Ist es ein Lehrberuf, ein Studiengang, eine Zusatz- 
ausbildung oder ein freiwilliges Soziales Jahr?

Das ist aber, wie auch von der Interessenvertretung 
Lehrkräfte (IVL) und dem Philologenverband vermutet, 
noch nicht das Ende der „Liste“. So werden die Neuerun-
gen zum Teil durch die Herabgruppierung der Gymnasi-
allehrerstellen bezahlt werden. Den Mangel an Lehrern 
in Physik oder Chemie wird man durch die Einführung 
von „NaWi“ kaschieren, das dann auch fachfremd unter-
richtet werden kann. Weltkunde wird die klassischen Fä-
cher Geschichte und Erdkunde ersetzen, was sich schon 
in den 1970er Jahren als wenig sinnvoll erwiesen hat.

Es ist anzunehmen, dass aus wahltaktischen Gründen 
aber erst einmal eine Pause eingelegt wird, um nach 
2017 – für den Fall, dass man weiter regieren könnte 
– umso mehr in die „Erledigung“ der verbleibenden 
Vorhaben einzusteigen.

Unter Stegner und Albig verwirklicht
die SPD ihre alten Bildungs-Träume  
von Dr. Andreas Ellendt und Tade Peetz
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Die Sicherheit bei Profi-Fußballspielen ist 
nicht (vor allem) Sache der Steuerzahler
Nicht allein die Polizei, sondern auch Veranstalter und 
Ordnungsbehörden sind für die Sicherheit bei Veranstal-
tungen zuständig. Die grundsätzliche Verantwortung 
liegt zunächst bei ihnen. Hierbei wird eine klassische 
Beurteilung der Lage mit Bewertung der Gesamtsituati-
on vorgenommen. Daraus resultieren die zu treffenden 
Maßnahmen und der Kräfteeinsatz der Polizei. 

Und es kann doch keinen Zweifel geben, dass die An- 
und Abfahrtswege zu den Fußball-Stadien entscheidend 
zum Gesamtthema gehören, denn ohne diese wäre die 
Teilnahme und damit die Sicherheit der Zuschauer an 
der Veranstaltung nicht möglich. Dort sind vor allem 
die Polizei-Hundertschaften im Einsatz. 

Die Kostenbeteiligung ist in anderen Ländern längst 
selbstverständlich. So im „Mutterland“ des Fußballs, 
England, genauso wie beispielsweise in der Schweiz. 
In Deutschland hat das Land Bremen den Anfang ge-
macht. NRW überprüft Einsatzkonzepte. Auch in an-
deren Bundesländern ist die Personalsituation bei der 
Polizei sehr angespannt.

Bei repräsentativen Umfragen in Deutschland spre-
chen sich inzwischen 65 - 79 Prozent der Bürgerinnen 
und Bürger für eine Kostenbeteiligung betroffener Pro-
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Jahren für eine solche ausgesprochen. Zunächst stand 
sie damit weitgehend allein. Das hat sich mittlerweile 
sehr deutlich erkennbar geändert.

Je früher DFB (Deutscher Fußball-Bund) und DFL (Deut-
sche Fußball Liga) umdenken, desto besser. Wo Millio-
nen-Gehälter inzwischen das Tagesgeschäft sind, wo 
Vereine inzwischen zu umsatzstarken Unternehmen 
mit Gewinnen und Hunderten von Mitarbeitern gewor-
den sind, lässt sich eine Privilegierung - zumindest in 
dieser Größenordnung- nicht mehr vertreten. 

Einen Anspruch auf angemessene Sicherheit haben alle 
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sie woanders. Dies kann doch ernsthaft nicht bestritten 
werden. Bei „Derbys“ zwischen Fußball-Bundesligisten 
sind an einem Spieltag bis zu 3 000 Polizeibeamte im 
Einsatz.  Die Kosten liegen im Millionen-Bereich.

Polizeihundertschaften bei Profi-Fußballspielen – das regelmäßige Bild am Wochenende.                    Foto: imago/osnapix


